
Allgemeinverfügung zur Aufhebung des Betretungsverbotes 

für das Grundstück und das Gebäude Sulburgring 11 in 33014 Bad Driburg 

 

 

 

Die Allgemeinverfügung der Stadt Bad Driburg vom 01.04.2026 über das Betretungsverbot für 

das Grundstück und das Gebäude Sulburgring 11 in 33014 Bad Driburg wird mit Wirkung für 

die Zukunft widerrufen. 

 

Zeitlicher Geltungsbereich: 

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 

 

Rechtsgrundlage: 

§ 49 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 

 

Bekanntmachung: 

Gemäß § 41 Abs. 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW gilt diese 

Allgemeinverfügung am Tage nach ihrer Veröffentlichung auf der Homepage der Stadt  

Bad Driburg als bekannt gegeben. 

 

Begründung: 

Mit Allgemeinverfügung vom 01.04.2026 untersagte die Stadt Bad Driburg zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Gefahr für die öffentliche Sicherheit das Betreten des Grundstücks und des 

darauf befindlichen Gebäudes Sulburgring 11. 

 

Anlass hierfür war der desolate bauliche Zustand des Hochhauses. Insbesondere der 

ungesicherte Aufzugschacht, die baufälligen Balkongeländer sowie das ungesicherte und frei 

zugängliche Dach stellten erhebliche Gefahren für Leib und Leben dar. Da das Grundstück 

seinerzeit frei zugänglich war, kam es wiederholt zu unbefugten Betretungen des Gebäudes, 

wodurch sich die betreffenden Personen erheblichen Gefahren aussetzten. 

 

Ein rechtzeitiges und wirksames Einschreiten gegenüber den damaligen 

Grundstückseigentümern war nicht möglich.  

 

Zwischenzeitlich haben sich die tatsächlichen Verhältnisse wesentlich geändert. Die Stadt  

Bad Driburg hat das Grundstück erworben und das Hochhaus vollständig mit einem 

standsicheren Bauzaun eingefriedet. Sämtliche Zugänge sind verschlossen. 

 

Die für den Erlass der Allgemeinverfügung maßgeblichen tatsächlichen Umstände liegen nicht 

mehr vor. Die Aufrechterhaltung der Allgemeinverfügung ist daher nicht mehr erforderlich und 

würde gegen den aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

verstoßen. Der Widerruf entspricht einer ordnungsgemäßen Ermessensausübung, da öffentliche 

Sicherheitsinteressen dem Widerruf nicht entgegenstehen und belastende Maßnahmen nur 

solange aufrechterhalten werden dürfen, wie sie zur Gefahrenabwehr erforderlich sind. 

  



Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage 

beim Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. 

 

Bad Driburg, 05.08.20026 

 

Stadt Bad Driburg 

Der Bürgermeister 

 

gez. 

 

Tobias Tölle 


